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Ins Namen des Deutàchan Vblfea 

1 

In der Strafsache gegen den flharpflager-!1 | o 
aus Oberndorf, .Kreis Rottweil, :.2t. in Rottweil tn-UhtqrauchUnga- 
Naft, 
wegen Abtreibung, - 

hat das Re íchsgerícht, l.Strafsenat, in der Sitzung vom ı 

}.November 1944, an der teilgenommen haben 
als Hzcnaef; 

der Senatspräsident .Der;Schult:e 
und die Ra ichsgericb tardtc Dr.Ziegler, Dr.übffmann, 
Rnschc,.Dr.Hittweger, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Betehsanwalt Richter, 

auf die Rävtston der Staatsanwaltschaft nach mündlicher Für: 
Handlung für Recht erkannt: 

Q 

.Das Urteil des Landgericht: R o t t'w e i 1 vom 29. JUni 1944 
wird tnaoweit, als da den .Angeklagten. O; betrifft, in Straf- 
ausspruch nebst' den diesem zu Grunde liegenden. Ihatstellungen auf 
gehoben; insoweit -wird die Sache zu neuer Verhandlung und Ihtscnei= 
Dung an die Vorinstanz zurückverwiesen 

Von Rbchta wegen 

'des 

- Gründe 
. 

_ 
Nach den Feststellungen des Landgerichts Heß sich der Jag-= 

klagte Innerhalb der letzten* fürıfzehn Jahre in zehn Fällen Abtrat 
bunten oder Abtreíbunpavarauche .ruachuldcn kornaıcn. Nach der Allnahøıe 

Landgerichts handelte der Angeklagte aus einer Hut i ıınawdııfianı 
. den 
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den Bereitschaft zur Vernichtung keimenden Lebens,' die auf» Gel- 
tungsbedürfnts`und Fillensschwäche beruht. .Er beeintrdchttgte, wie 
das LaNdgericht ausführt die Lebenskraft des Deutschen Volkes 
in beträchtlichen UMfange. Das` Landgericht hält gleichwohl den 
§1 218 .Abs.} StGB nicht in der Fassung für anwendbar, die ihm durch" 
die VO 'vom l8.Härı 1943 flaesz I S; 169) gegeben werden ist. Nhcn 
.dieser neuen .Fassung droht der 5' 218 Abs.3 3.2 StGB die Tbdesstraı 
de den Abtreiber an, der fartgesetxt die Lebenskraft t des .Deutschen 
Volkes beeinträchtigt. .Das Landgericht ist der Auffassung, daß 
die Abtretbungshandlungen, die der Angeklagte vor der Geltungsıeit 
der neuen .Fassung vornahm, nicht zur Begründung des Begriffs der 
fortgesetzten Beeínträchtígung.der Lebenskraft des Deutschen 
Volkes herangezogen werden dürfen, daß' deshalb die fülle l - 3 

'des Ur teils bei der Prüfung der Frage der Anwendbarkeit des .218 
Abs.3 3.2 StGB .außer .BetraCht bleiben müßten. Diese vom Landgericht 
vertretene Auffassung hat der ercfie Senat für Strafsachen in set- 
nem Beschluß vom 15.Juli l944y t I/44 mitgeteilt. im .DR 1944 
3.721 .Nr.l als rechtslrrig abgelehnt: 

\ 

.Der Rechtsfehler des Landgerichts berührt lediglich den 
Strafausspruch. .Dia Fassung des neuen Satzes 2 des Absatzes 5 des 
§ 218 StGB darf nicht zu der Annahme verleiten, daß der Gesetz= 
geber. mit dieser Bestimmung ein weiteres Ibtbestandsmerkmal habe 
aufstellen wollen, dasxu den Merkmalen des Verbrechens der Ab: 
Tötung der Leibesfrucht hinzukommen 'müßte. Bei dieser Annahme 
würde ~man zu der Au fassung gelangen, daß der Gesetzgeber an der 
genannten Stelle eine besondere Straftat habe schaffen wollen, die 
:war den 'vollen Ibtbestand des Verbrechens der- Abtötung der lbibe8= 
Frucht durch einen anderen -als durch die Schwangere enthält, die . 
aber darüber hinaus noch die äußeren und die` inneren Voraussetlunı 
gen der für tgeseteten .Beeinträchtigung der lebenskraft'des Deütß 
schon Volkes erfordere. Vergleicht man Jedoch die beiden-sätze des 
Abs.3 des § 2l8' StG8-miteinander, so ist unschwer zU erkennen, 
daß S. 2 

\ 
als Gegensatz m~ dem :wetten Halbsatz.-deS 

Satzes 1 gedacht tat. Dieser 
ı 

Halbsatz läßt flür~ die nicht 

näher umschr ebenen minder schweren, Falle der Abtötung der Leibes- 
frucht.die Jefdngntsstrafe KUr Im Gegensatz hierzu bezeichnet s a  
einen besonders schweren .Fall der Jbtötung der Leibesfrucht. Die 
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Besonderheit liegt .nur darin, daß der Gesetzgeber die Strafe nicht 
in allen Fällen, die schwerer liegen als die gewöhnlichen Fälle, 
erhöhen will, daß' erldte Ibdesstrafe vielmehr nur für einen geh 
sondierten .Fall der .Erschwerung verhängt wissen. will, nämlich für 
den Fall, daß die mehreren.Abtötungen der Leibesfrucht eine fort- 
gesetzte Beeinträchtigung der Lebenskraft des Deutschen ,Volkes 
zur .Folge gehabt haben. r . 

demnach beruht nur der Strafausspruch auf einem Rechtsirrtum; 
er muß deshalb aufgehoben werden. Auf Grund der neuen Verhandlung 
wird das Landgericht die .Frage der Anwendbarkeit des § 21a Abs.3 
3.2 sens nochmals zu prüfen und 'seiner Prüfung die Re chtsanschauung 
des Orqßen. Senats für Strafsachen zugrunde zu legen haben. Dabei 
ist das Ireiben des Angeklagten im ganzen zu betrachten und zu 
untersuchen, ob es in seiner Ganzheit die Lebenskraft des Deutschen 
Volkes fortgesetzt beeinträchtigt hat; die Veraıchshandlungen 
können dabei nicht ausgeschieden werden, da sie zusammen mi t den 
vollendeten Handlungen betrachtet werden müssen. Auch darf das 
Landgericht bei dieser~Betrachtung nicht lediglich die abgeurtetls 
ten Fülle heranziehen, es muß auch die nicht abgeur teilten, aber 
festgestellten Fülle in die Betrachtung` mit einbeziehen. Die Frage, 
ob die Meinung des Landgerichts richtig ist, daß zu dem Begriff - 
der for t gesetzten .Beeinträchtigung mindestens drei Fälle von Ab- 
treibung gehörten, braucht~ hier nicht entschieden zu werden, da 
die vom Landgericht gestellte Forderung in der Person des Ange- ı 

klagten erfüllt ist. 
geh. : Schultze Ziegler Ho ff rann 

RuscNc Ri ttwegu' 
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